
Aargauer Oberstufe
künftig unter einem Dach
Entscheid des Grossen Rates

kfr. Der Aargauer Grosse Rat hat in der zweiten
Lesung zur Schulreform «Bildungskleeblatt» den
Entscheid über die Ausgestaltung der Oberstufe
gefällt. Von ursprünglich drei Vorschlägen des
Regierungsrates standen noch zwei Modelle zur
Debatte: zweigliedrig mit Untergymnasium oder
dreigliedrig unter einem Dach. Der Rat sprach
sich knapp, mit 69 gegen 67 Stimmen, für die drei
Leistungszüge A (allgemeine Anforderungen), E
(erweiterte Anforderungen) und P (progymna-
sial) aus. In der Vernehmlassung war dieses
Modell vorab von SP, CVP, EVP und den Grünen
sowie von der Handelskammer und mehrheitlich
vom Dachverband der Lehrer befürwortet wor-
den. Die Variante mit dem Untergymnasium, für
die namentlich die FDP eintrat, hatte demgegen-
über keine Chance. Konsequent gegen sämtliche
Reformprojekte war die SVP. Sie will auf der
Oberstufe den Status quo, die geltende Einteilung
in Bezirks-, Sekundar- und Realschule.

Die Oberstufe dauert drei Jahre. Der Grosse
Rat beschloss weiter, dass im Leistungszug A, der
40 Prozent der Jugendlichen umfasst, maximal 22
Schüler unterrichtet werden sollen, in den Leis-
tungszügen E und P (mit je 30 Prozent Zuteilung)
maximal 25 Schüler. Die Leistungszüge werden
durch Niveauunterricht in drei oder vier Fächern
ergänzt, der die individuelle Förderung erlaubt.

Das Parlament verabschiedete auch die drei
weiteren der vier Kleeblätter und bestätigte dazu
die Entscheide vom letzten September. Die neue
Eingangsstufe (drei oder vier Jahre) schafft den
Kindergarten ab und führt in allen Gemeinden
den integrativen Unterricht ein. Weiter umfasst
das Paket Tagesstrukturen und einen Sozialindex;
er verhilft Gemeinden mit besonderen sozialen
Verhältnissen, etwa mit einem hohen Anteil von
Ausländern, zu mehr Lektionen. Die SVP will das
«Bildungskleeblatt» in der Abstimmung vom
17. Mai bekämpfen. Die von der Partei lancierte
und bereits eingereichte Volksinitiative «Für die
Stärkung der Schule Aargau» richtet sich direkt
gegen das Reformvorhaben.


